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Geſetz-Sammlung 


für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 31. 


(Nr. 4263.) Verordnung, betreffend die Gebuͤhren und Koſten des Verfahrens bei Theilun⸗ 
gen und bei gerichtlichen Verkaͤufen von Immobilien im Bezirk des 
Appellationsgerichtshofes zu Coͤn. Vom 27. Juli 1855. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
i Preußen dc. dc. | DE 
verordnen in Verfolg des Geſetzes vom 18. April d. J., das Verfahren bei 
Theilungen und bei gerichtlichen Verkaͤufen von Immobilien im Bezirk des 
Appellationsgerichtshofes zu Cöln betreffend (Art. 88.), was folgt: 


§. I. Allgemeine Beſtimmung. 


f Artikel 1. 5 
Die Anſetzung und Erhebung der Gebühren und Koſten ſoll nach Maaß⸗ 
gabe der in dem Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Coͤln geltenden Be⸗ 
ee und der nachfolgenden Abaͤnderungen und Ergaͤnzungen derſelben 
ſtattfinden. f 


§. U. Beſtimmungen, Nb das gerichtliche Theilungs⸗ 
verfahren. 


Artikel 2. 


Die Anwalte erhalten: 
1) für die Bittſchrift an den Praͤſidenten um Ernennung eines Kommiſſars 
oder Notars (Art. 1. Abſatz 2. Art. 4. des Geſetzes vom 18. April 
d. J.) die Gebuͤhr des Artikels 76. des Tarifs vom 16. Februar 1807. 
2) für den Anwaltsakt, durch welchen die Verfügung des Praͤſidenten zur 
Ernennung des Kommiſſars oder Notars zugeſtellt wird, die Gebuͤhr 
des Artikels 70. des Tarifs; e TUNG 
Jahrgang 1855. (Nr. 4263.) 74 3) fuͤr 
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3) für den Antrag, betreffend die Beſtaͤtigung des Gutachtens der Sach⸗ 
verftändigen (Art. 3. des Geſetzes), ingleichen für den die Antwort dar⸗ 
auf enthaltenden Akt, die Gebuͤhr des Artikels 71. des Tarifs; 

4) fuͤr die Anfertigung des Hefts der Verkaufbedingungen (Art. 4. des 
Geſetzes) die Gebühr des Artikels 72. Nr. 1. des Tarifs; a 

5) fuͤr 5 Hinterlegung deſſelben beim Notar eine Vakation nach Artikel 91. 
des Tarifs; 8 i 

6) für die Zustellung der Abſchrift des Hefts der Verkaufbedingungen an 
die Anwalte der Mitverſteigerer die Gebuͤhr des Artikels 70. des Tarifs; 

7) 11 15 Abſchrift, welche zugeſtellt wird, die Gebuͤhr des Artikels 72. Nr. 2. 
es Tarifs; 


des Tarifs; e i 
12) fuͤr den Antrag, um die vor dem Notar erhobenen Streitigkeiten zu er⸗ 
ledigen (Art. 8. des Geſetzes), ingleichen für die Antwort darauf, die 
Gebuͤhr des Artikels 71. des Tarifs; 

13) im Falle ohne vorheriges Gutachten von Sachverſtaͤndigen ſowohl der 
Verkauf verordnet, als auch die Schaͤtzung durch das Gericht ſelbſt be⸗ 
wirkt wird (Art. 2. des Geſetzes), fuͤr den vorhergegangenen muͤndlichen 
Vortrag das Doppelte der Gebühr des Tarifs; a 

14) im Falle dem Antrage auf Beſtaͤtigung des Gutachtens der Sachver⸗ 
ſtaͤndigen (Art. 3. des Geſetzes) oder auf Verordnung einer neuen Ver⸗ 
ſteigerung (Art. 6. des Geſetzes), oder auf Beſtaͤtigung der Theilung 
(Art. 981. der Civilprozeßordnung) von keiner Partei widerſprochen 
wird, fuͤr den muͤndlichen Vortrag nur die Haͤlfte der Gebuͤhr des 


Tarifs; 
15) um die Theilungsklage durch den Gerichtsſchreiber viſiren zu laſſen (Art. 
967. der Civilprozeßordnung), keine Gebühr: | 


| Artikel 3. 
Den Notarien werden die Protokolle und Konferenzen, welche die ges 
richtliche Theilung zum Gegenſtande haben, ſowie die Hinterlegung der Ur⸗ 
ſchrift des Protokolls uber die Streitigkeiten auf dem Sekretariat, nach den 
darauf verwendeten Arbeitsſtunden bezahlt. Fuͤr eine jede N 1 
15 8 gr. 
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15 Sgr. angeſetzt. Die angefangene Stunde wird fir voll berechnet. Hierbei 
koͤnnen am naͤmlichen Tage hoͤchſtens neun Stunden berechnet werden, es ſei 
denn, daß das Geſchaͤft außer dem Wohnort des Notars ſtattgefunden hat, 
in welchem Falle die Gebühren nach der ganzen zu dem Geſchaͤft wirklich ver— 
wendeten Zeit, wenn ſie auch uͤber neun Stunden betraͤgt, berechnet werden. 

Die allgemeinen Bemerkungen zu der Taxordnung fuͤr die Notarien un⸗ 
ter Nr. 2. 4. 5. kommen auch hier zur Anwendung. 

Die Notarien muͤſſen die verwendeten Stunden, unter Angabe des An⸗ 
fangs und des Schluſſes der Arbeitszeit, ſowie ihre Gebuͤhren und Auslagen, 
bei Strafe von fuͤnf Thalern, unter jedem Protokoll und jeder Ausfertigung 
gewiſſenhaft ſpezifiziren. 

Jedes Protokoll muß nach Vorſchrift des Artikels 43. der Notariatsord⸗ 
nung und bei Vermeidung der dort beſtimmten Strafe unter dem Tage ſeiner 
Aufnahme ins Repertorium eingetragen werden, auch wenn es nur den Anfang 
oder die Fortſetzung der Theilungsverhandlungen enthält. 


Artikel 4. 


Die Notarien ſind ferner bei Strafe von fuͤnf Thalern verpflichtet, un⸗ 
ter dem ſchließlichen Theilungsprotokoll und unter der Ausfertigung deſſelben 
die ſaͤmmtlichen in dem Verfahren für das Theilungsgeſchaͤft (ausſchließlich der 
Verrichtungen in Betreff der Verkaͤufe) berechneten Arbeitsſtunden, unter An⸗ 
gabe der Tage, ſowie die ſaͤmmtlichen Gebühren und Auslagen ſpeziell aufzu⸗ 
ſtellen; die nicht in dieſer Weiſe verzeichneten Gebuͤhren und Auslagen koͤnnen 
nicht erhoben werden. 


Artikel 5. 
Die von dem Notar fuͤr die Theilungsgeſchaͤfte berechneten Gebuͤhren 


und Auslagen koͤnnen auf Verlangen jedes e oder, wenn Minder⸗ 
jährige oder denſelben gleichgeſtellte Perſonen oder Vermoͤgensmaſſen (Art. 29. 
31. des Geſetzes vom 18. April d. J.) betheiligt ſind, auf Antrag der Staats⸗ 
anwaltſchaft durch den Praͤſidenten des Landgerichts, in deſſen Bezirk der No⸗ 
tar angeſtellt iſt, nach muͤndlicher oder ſchriftlicher Vernehmung des letzteren, 
mit Ruͤckſicht auf die Beſchaffenheit der Sache und die Muͤhewaltung des No⸗ 
tars bei derſelben, nach billigem Ermeſſen ermaͤßigt werden. 

Die Verfuͤgung des Praͤſidenten iſt einem Rechtsmittel nicht unterwor⸗ 
fen. — Durch dieſe Beſtimmung wird das Disziplinarverfahren im geeigne⸗ 
ten Falle nicht ausgeſchloſſen. 11 a 


Artikel 6. 


Den Notarien wird der Akt uͤber die Hinterlegung der Verkaufbedin⸗ 
gungen (Art. 4. des Geſetzes vom 18. April d. IJ.) gleich einem Akt uͤber eine 
einſeitige Erklaͤrung nach der Taxordnung vom 25. April 1822. bezahlt; im 
Uebrigen kommen in Betreff der Gebühren und Auslagen der Notarien für 
Verrichtungen, welche den Verkauf von Immobilien zum Gegenſtande haben, 
die Beſtimmungen des H. IV. dieſer Verordnung zur Anwendung. 


(fr. 4263.) 5 74 H. III. 
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F. III. Beſtimmungen, betreffend das außergerichtliche Theilungs⸗ 
verfahren. chi 


Artikel 7. f 


Fuͤr den Akt uͤber die außergerichtliche Theilung (Art. 12. Art. 13. 
Nr. 1. des Geſetzes vom 18. April d. J.) oder uͤber die Vereinbarung zum 
Verkauf (Art. 22. Nr. 1.), ſowie fuͤr die zur Herbeifuͤhrung derſelben ſtattge⸗ 
fundenen Verhandlungen und Konferenzen uͤber Aufſtellung der Maſſe, uͤber 
Feſtſtellung der Anſpruͤche und Berechnungen und uͤber Auseinanderſetzung der 
Betheiligten, ingleichen für die Protokolle über Looſeziehung, uͤber Tauſche von 
Looſen, und uͤber Vergleiche bei der Theilung (Art. 15.) erhalten die Notarien 
Gebuͤhren nach den Arbeitsſtunden; fuͤr jede Stunde werden 15 Sgr. ange⸗ 
ſetzt, die angefangene Stunde wird fuͤr voll berechnet. 

Die ſaͤmmtlichen Beſtimmungen des Artikels 3. dieſer Verordnung finden 
auch hier Anwendung. { 
Artikel 8. 


Was in Artikel 4. dieſer Verordnung wegen Angabe der Arbeitszeit und 
der Gebuͤhren und Auslagen in Beziehung auf das ſchließliche Theilungspro⸗ 
tokoll und deſſen Ausfertigung beſtimmt iſt, gilt in gleicher Weiſe und unter 
denſelben Nachtheilen der Zuwiderhandlung auch in Beziehung auf die Thei⸗ 
lungsurkunde bei der außergerichtlichen Theilung und in Beziehung auf die 
Urkunde der Vereinbarung uͤber den Verkauf, ſowie in Beziehung auf die Aus⸗ 
fertigungen derſelben. | 

Artikel 9. 


Die Notarien erhalten: 
4) für den Akt über die Hinterlegung der Beſtaͤtigung der Theilung oder 
der Vereinbarung uͤber den Verkauf (Art. 19. 24. des Geſetzes) die 
7 0 für eine einſeitige Erklaͤrung nach der Taxordnung vom 25. April 


2) für die Beſcheinigung daruͤber, ob und wann die Hinterlegung der Be⸗ 
ftatigung der Theilung oder der Vereinbarung über den Verkauf ſtatt⸗ 
gefunden hat, die in der gedachten Taxordnung unter dem Satze: „No⸗ 
tariats⸗Atteſt“ beſtimmte Gebühr. 

Artikel 10. f 
Bei dem Friedensgericht duͤrfen fuͤr Familienrathsbeſchluͤſſe, welche die 
Genehmigung der außergerichtlichen Theilung oder die Vereinbarung uͤber den 
Verkauf betreffen, drei Vakationen in Anſatz kommen, wenn die entſprechende 
Zeit wegen beſonderer Schwierigkeiten hat verwendet werden muͤſſen. Iſt dies 


nicht der Fall, ſo bleibt es bei der Beſtimmung, welche die Anmerkung zu 
Artikel 4. des Tarifs vom 16. Februar 1807. enthaͤlt. 


Artikel 14, 


Die Anwalte erhalten: 
4) für die Bittſchrift an die Rathskammer um Beſtaͤtigung der Theilung 
d oder 
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oder der Vereinbarung uͤber den Verkauf, oder um Beſtaͤtigung des 
Familienrathsbeſchluſſes, welcher die Genehmigung enthalt (Art. 17., 
Art. 23. letzter Abſatz, Art. 29. des Geſetzes vom 18. April d. J.), 
die Gebuͤhr des Artikels 79. des Tarifs vom 16. Februar 1807. 

Wird auf die Bittſchrift ein Vorbeſcheid erlaſſen, ſo kann fuͤr die⸗ 
ſelbe ſowie fuͤr jede folgende Bittſchrift nur die Gebuͤhr des Artikels 78. 
des Tarifs berechnet werden; 

2) für die Bittſchrift an die Rathskammer um Verordnung einer neuen 
Verſteigerung im Falle des letzten Abſatzes des Artikels 25. des Geſetzes 
die Gebuͤhr des Artikels 78. des Tarifs; 1 

3) fuͤr die Bittſchrift an den Landgerichtspraͤſidenten um Ernennung eines 
Notars in dem durch Artikel 25. des Geſetzes bezeichneten Falle, oder 
um Ernennung von Sachverſtaͤndigen im Falle des Artikels 27. des 
Geſetzes die Gebuͤhr des Artikels 76. des Tarifs. f 


F. IV. Beſtimmungen, betreffend den gerichtlichen Verkauf von 
| Immobilien. 


Artikel 12. 


Die Anwalte erhalten: 705 
J) für die Bittſchrift an die Rathskammer um Verordnung des Verkaufs 
oder um Beſtaͤtigung des den Verkauf betreffenden Familienrathsbe⸗ 
ſchluſſes (Art. 31. 32. des Geſetzes vom 18. April d. J.), ingleichen 
fuͤr die Bittſchrift um die Ermaͤchtigung zum Verkauf unter dem 
Schaͤtzungspreiſe (Art. 50. des Geſetzes) die Gebühr des Artikels 78. 
des Tarifs vom 16. Februar 1807. 
Wird auf die Bittſchrift ein Vorbeſcheid erlaſſen, ſo kann fuͤr die⸗ 
ſelbe, ſowie fuͤr jede folgende Bittſchrift nur die Gebuͤhr des Artikels 76. 
des Tarifs berechnet werden; 

2) um im Falle des Artikels 70. des Geſetzes auf dem Sekretariat die Auf⸗ 
nahme des Akts, durch welchen die Buͤrgſchaft uͤbernommen wird, zu 
bewirken und die Nachweiſe uͤber die Zahlungsfaͤhigkeit des Buͤrgen zu 
hinterlegen, eine Vakation nach Artikel 91. des Tarifs; 

3) um auf dem Sekretariat die Nachweiſe uͤber die Zahlungsfaͤhigkeit des 
Buͤrgen einzuſehen, eine Vakation nach Artikel 91. des Tarifs; 

4) für die Amtsverrichtungen in dem Verfahren, welches gemäß Artikel 64., 
Artikel 71. und Artikel 84. des Geſetzes vom 18. April d. J. ſtatt⸗ 
findet, die Gebuͤhren fuͤr ſummariſche Sachen nach Artikel 67. des 
Tarifs vom 16. Februar 1807. 

Artikel 13. 
Die Notarien liquidiren nach der Taxordnung vom 25. April 1822. un⸗ 
ter dem Satze: „Subhaſtation von Immobilien.“ 
Hierbei treten folgende Beſtimmungen ein: 


a) Neben der Gebühr für die oͤffentliche Bekanntmachung koͤnnen die an⸗ 
(Nr. 4268.) | zuhef⸗ 
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zuheftenden Abſchriften, jede zu 3 Sgr., ſowie die Auslagen fuͤr den 
Druck berechnet werden. 

b) Eines Aktes über die Hinterlegung der Kaufbedingungen bedarf es außer⸗ 
halb des gerichtlichen Theilungsverfahrens nicht, fuͤr dieſen Akt kommt 
hier nichts in Rechnung. 

Fauͤr Offenlegung der Kaufbedingungen oder des Gutachtens der 
Sachverſtaͤndigen, fuͤr Ertheilung von Auskunft, fuͤr die Beifuͤgung von 
Nachweiſen zu dem Heft der Bedingungen, und für ſonſtige, die Ver⸗ 
ſteigerung vorbereitende Verrichtungen wird nichts verguͤtet. 

c) Der Notar kann einen Ausrufer zur Verſteigerung der Immobilien zu⸗ 
ziehen, wenn er es fuͤr erforderlich erachtet. Die Wahl deſſelben ſteht 
dem Notar zu. Als Gebuͤhren fuͤr den Ausrufer kommen 15 Sgr. 
fuͤr die erſte Stunde, 5 Sgr. fuͤr jede folgende Stunde in Rechnung. 

d) Bei der Ausfertigung des Verſteigerungsprotokolls iſt die Verfuͤgung 
des Gerichts, durch welche der Verkauf verordnet worden, der beſtaͤtigte 
Familienrathsbeſchluß und das Gutachten der Sachverſtaͤndigen nicht 
mit auszufertigen. Die zum Zwecke des Verfahrens bei dem Notar 
hinterlegten Ausfertigungen dieſer Schriftſtuͤcke (Art. 36. des Geſetzes 
vom 18. April d. J.) bleiben bis nach der Verſteigerung im Gewahr⸗ 
ſam des Notars. Inſofern dieſe Ausfertigungen nicht in den Verkauf: 
bedingungen dem Verkaͤufer vorbehalten ſind, hat der Notar dieſelben 
dem Anſteigerer mit der exekutoriſchen Ausfertigung des Verſteigerungs⸗ 
protokolls zu uͤbergeben; wenn die Grundſtuͤcke im Einzelnen angeſteigert 
wurden, jo erhalt die Ausfertigungen der Anſteigerer des Grundſtuͤcks, 
an deſſen Erwerb nach Inhalt der Verkaufbedingungen der Anſpruch 
auf die hinterlegten Ausfertigungen geknuͤpft iſt, in Ermangelung einer 
ſolchen Beſtimmung der Anſteigerer, welcher den hoͤchſten Kaufpreis zu 
zahlen hat; die uͤbrigen Anſteigerer koͤnnen bei entſtehendem Beduͤrfniß 
0 ihre Koſten neue Ausfertigungen bei der Gerichtsſchreiberei ent⸗ 
nehmen. 

e) Ueber das Aufgeld muß der Notar dem Verkaͤufer Rechnung legen; 
was nach Abzug der geſetzlichen Gebuͤhren und Auslagen davon uͤbrig 
bleibt, tritt dem Kaufpreiſe hinzu. | 


Artikel 14. 

Die Notarien erhalten für das Protokoll über das Verlangen des Wie⸗ 
derverkaufs, in welchem die Beſcheinigung uͤber Nichterfuͤllung der Bedingun⸗ 
gen enthalten iſt (Art. 55, des Geſetzes vom 18. April d. J.), die in der Tax⸗ 
ordnung vom 25. April 1822. unter dem Satze: „Notariats⸗Atteſt“ bewilligte 
Gebuͤhr und die Gebühren für die Zeugen, 

Findet ein Verfahren vor dem Praͤſidenten Statt, ſo wird nach den Va⸗ 
kationen gerechnet. i 

rt Artikel 15. 


Die Gebuͤhren beim Friedensgericht in dem Verfahren der Artikel 69. bis 
87. des Geſetzes vom 18. April d. J. werden nach der Gebuͤhrentaxe fuͤr das 
Subhaſtationsverfahren angeſetzt. | i 
05 g Fuͤr 
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Fuͤr die Aufnahme des Antrags auf Verſteigerung (Art. 73. des Ge⸗ 
ſetzes), fuͤr die Abfaſſung des Verſteigerungspatents (Art. 74. daſelbſt) und 
fuͤr die Abhaltung des Verſteigerungstermins und die Abfaſſung des Protokolls 
darüber (Art. 76 — 81. daſelbſt) find die Gebühren wie nach a. c. und d. der 
Gebuͤhrentaxe zur Subhaſtationsordnung vom 2. Auguſt 1822. zu beziehen. 


§. V. Gemeinſame Beſtimmungen, das außergerichtliche Theilungs⸗ 
verfahren und den 0 910 en von Immobilien 
etreffend. | 


Artikel 16. 

Die Gebühren der Sachverſtaͤndigen zur Begutachtung der Theilbarkeit, 
Schaͤtzung oder Looſebildung (Art. 18. 23. 27. 33. des Geſetzes vom 18. April 
d. J.) werden nach Maaßgabe der Artikel 159. bis 163. des Tarifs vom 16. 
Februar 1807. durch den Richter, vor welchem die Vereidung erfolgt iſt, feſt⸗ 
geſetzt und exekutoriſch erklaͤrt. 


Artikel 17. 


Fuͤr die Verrichtungen in Betreff der Ernennung und Vereidung der 
Sachverſtaͤndigen erhalten die Friedensrichter und Gerichtsſchreiber der Friedens⸗ 
gerichte keine Gebuͤhr. Daſſelbe gilt fuͤr die Hinterlegung des Gutachtens; die 
Beſtimmung des Artikels 15. des Tarifs vom 16. Februar 1807. wird hier⸗ 
durch nicht beruͤhrt. 

Das Gutachten und die Protokolle uͤber die Vereidung der Sachver⸗ 
ſtaͤndigen und die Hinterlegung des Gutachtens bleiben in Urſchrift bei dem 
Gericht, bei welchem die Vereidung und die Hinterlegung erfolgt iſt, und wer⸗ 
den von dem Gerichtsſchreiber dieſes Gerichts ausgefertigt. 


Artikel 18. n 
Ueber die Einreichung der Ausfertigung des bei einem anderen Gericht 


hinterlegten Gutachtens von Sachverſtaͤndigen (Art. 18. 23. 27. 34. des Ge⸗ 


ſetzes vom 18. April d. J.), ſowie uͤber die Einreichung des Familienraths⸗ 
beſchluſſes zur Beſtaͤtigung (Art. 17. 23. 32. 50. des Geſetzes) wird ein Hin⸗ 
terlegungsakt auf dem Sekretariat nicht aufgenommen. 


Artikel 19. 


In die Ausfertigung des Rathskammerbeſchluſſes, welcher die Beftätigung 
der außergerichtlichen Theilung oder der Vereinbarung uͤber den Verkauf, oder 
die Beſtaͤtigung des die Genehmigung enthaltenden Familienrathsbeſchluſſes 
betrifft, ingleichen in die Ausfertigung des Rathskammerbeſchluſſes, welcher die 
Verordnung des gerichtlichen Verkaufs von Immobilien, oder die Beſtaͤtigung 
des desfallſigen Familienrathsbeſchluſſes betrifft, werden die Bittſchrift des An⸗ 
walts, die Verfügungen des Praͤſidenten (Art. 885. der Civilprozeßordnung) 
und die Antraͤge der Staatsanwaltſchaft nicht aufgenommen. 


(Nr. 4263,) Die 
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Die Verfuͤgungen des Praͤſidenten und die Anträge der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft werden unter die Bittſchrift des Anwalts geſchrieben, welche bei dem 
Gerichte zuruͤckbleibt. In dem Rathskammerbeſchluß iſt der Beſchluß des Fa⸗ 
milienraths, unter Angabe des Datums, genau zu bezeichnen und zu erwaͤhnen, 
daß der ſchriftliche Antrag der Staatsanwaltſchaft und der Vortrag eines Bes 
richtserſtatters vorhergegangen ſind. b 

Der Ausfertigung des Rathskammerbeſchluſſes, welcher die Beſtaͤtigung 
ertheilt, wird die von dem Anwalt eingereichte Ausfertigung des Familienraths⸗ 
beſchluſſes vermittelſt des Gerichtsſiegels beigeheftet. 


§. VI. Schlußbeſtimmung. 
Artikel 20. 


Die bis dahin geltenden Vorſchriften in Betreff des Armenrechts und 
in Betreff der Koſten in Vormundſchaftsſachen finden auch in dem durch das 
Geſetz vom 18. April d. J. geregelten Verfahren Anwendung. 

Die baaren Auslagen koͤnnen uͤberall gefordert und eingezogen werden. 
Zu denſelben ſind die Koſten der nothwendigen Kopialien, zu einem Silber⸗ 
groſchen fuͤr die Rolle, zu rechnen. 

Wenn die Vormundſchaft einſtweilen koſtenfrei bearbeitet wird, fo kann 
gleichwohl in allen Faͤllen, in welchen einem Bevormundeten durch die Thei⸗ 
lung oder durch den Verkauf ein reines Vermoͤgen im Werthe von fuͤnfhundert 
Thalern oder mehr uͤberwieſen iſt, der auf denſelben fallende Antheil der Ge— 
buͤhren und Koſten des Verfahrens ſofort von ihm eingezogen werden. 

In Betreff der Stempelabgabe zu den Verhandlungen in dieſem Ver⸗ 
fahren bleibt es bei den darauf bezuͤglichen geſetzlichen Beſtimmungen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 5 
Gegeben Erdmannsdorf, den 27. Juli 1855. 


G. s.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
d v. Bodelſchwin gh. Gr. v. Walderſee. 
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